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1. Definition des Politikbereichs1

Unter Strukturpolitik versteht man alle wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen, die in die Struktur einer Volkswirtschaft ein-
greifen. Sie kann bspw. das Ziel verfolgen, zukunftsträchtige 
Sektoren zu fördern oder auf  gleichwertigere Lebensverhält-
nisse in verschiedenen Regionen hinzuwirken. Wirtschaftli-
che Strukturen ändern sich ständig, etwa durch neue Produk-
te, die Globalisierung, die Digitalisierung, oder zunehmende 
Urbanisierung. Durch Strukturpolitik werden solche Trans-
formationsprozesse aktiv angestoßen oder zumindest mitge-
staltet. Das Ziel ist eine wirtschaftlich, sozial und ökologisch 
vorteilhafte und nachhaltige Entwicklung zu erreichen. 

Es wird zwischen regionaler und sektoraler Strukturpolitik 
unterschieden. Regionale Strukturpolitik lenkt wirtschaftli-
che Aktivität in bestimmte geographische Räume – zum Bei-
spiel kann durch Investitionsförderung eine Ansiedlung von 
Industrien in einem Fördergebiet unterstützt werden. Eine 
der größten regionalen Strukturpolitiken in der deutschen 
Geschichte war der Aufbau Ost, bei dem durch Infrastruk-
turinvestitionen die Wettbewerbsbedingungen für Industri-
en verbessert und westdeutsche Lebensverhältnisse erreicht 
werden sollten. Zu sektoraler Strukturpolitik zählen Maß-
nahmen, die die gezielte Förderung von Sektoren (wie das 
verarbeitende Gewerbe – siehe Box 1) oder Branchen (wie 
die Textilbranche oder den Tourismus) zum Ziel haben. 

Box 1: Industriepolitik

Der Begriff  Industriepolitik ist nicht eindeutig defi-
niert. In einer engen Auslegung wird Industriepolitik 
als Sonderform der sektoralen Strukturpolitik betrach-
tet, bei der sich die politische Lenkung auf  das verar-
beitende Gewerbe, sprich die Industrie, konzentriert. 
In einer breiteren Auslegung wird Industriepolitik mit 
Strukturpolitik gleichgesetzt, was somit auch andere 
Sektoren wie Landwirtschaft und Dienstleistungen mit 
einbeziehen kann. 

1 Angelehnt an Neuerburg, P und Timm, C, 2021 „Hintergrundpapier - 
Wirtschaftspolitik und Entwicklungszusammenarbeit“.	

2. Bedeutung für nachhaltige 
wirtschaftliche Entwicklung und die 
Agenda 2030
Struktur- und Industriepolitik kann einen Strukturwandel 
einleiten oder beschleunigen. Für die deutsche Entwick-
lungszusammenarbeit (dt. EZ) ist das Leitbild eines sol-
chen Wandels die soziale und ökologische Transformation 
der Wirtschaft. In der Praxis bedeutet dies in unseren Part-
nerländern meist einen Übergang von Subsistenzlandwirt-
schaft und informellen Dienstleistungen zu produktiveren 
und nachhaltigen Tätigkeiten mit höherer Wertschöpfung 
und mehr Potential für technologischen Fortschritt und In-
novation. Hierdurch sollen vor allem bessere und nachhalti-
ge (insbesondere grüne) Arbeitsplätze entstehen. 

Verfechter eines heterodoxen wirtschaftspolitischen Ansat-
zes setzten auf  Industriepolitik, da sie eine proaktive Rolle 
des Staates mit einer größeren Bandbreite an Instrumenten 
befürworten. Verfechter eines orthodoxen Ansatzes sind 
hier zurückhaltender, da sie eher auf  den freien Markt als 
Entwicklungsmotor setzen und die Rolle des Staates vor al-
lem darin sehen, einen ordnungspolitischen Rahmen zu set-
zen.2 Beide Ansätze sehen eine staatliche Rolle als Korrek-
tiv von Marktversagen. 

Ein Beispiel für Marktversagen sind negative externe Ef-
fekte, bei denen Kosten oder Nutzen eines Gutes sich 
nicht auf  den Verursacher sondern auf  unbeteiligte Per-
sonen oder die Allgemeinheit auswirken. Einer der aktu-
ell relevantesten Fälle hierfür sind die Kosten, die durch 
Treibhausgase verursacht werden. Dies kann durch struk-
turpolitisches Eingreifen ausgeglichen werden (Internalisie-
rung der Kosten). Ein Beispiel hierfür ist die Einführung 
eines CO2-Preises für bestimmte wirtschaftliche Aktivitä-
ten in der EU. Marktversagen kann zudem vorliegen, wenn 
ein komplexer neuer Wirtschaftszweig, wie der Aufbau ei-
ner Automobilindustrie oder der Wechsel hin zu Elektro-
autos, nur durch gleichzeitige Investitionen in verschiede-
ne Aktivitäten gelingen kann (Koordinationsversagen), oder 
wenn positive externe Effekte vorliegen, weil eine Investiti-
on in einer noch wenig entwickelten Branche zu Lerneffek-
ten über ein einzelnes Unternehmen hinausführt. 

Auch die Corona-Pandemie hat gezeigt, das krisenresi-
lientere (dafür kostspieligere) Lieferketten einen höhe-
ren gesellschaftlichen als unternehmerischen Wert haben 
können. Es kann für Unternehmen wirtschaftlich opti-
mal sein, günstigere Lieferketten zu bevorzugen (z.B. „Just 
2	 Siehe Schaubild 2 für weiteführende Definitionen von orthodoxen und 

heterodoxen Perspektiven in Neuerburg, P und Timm, C, 2021 „Hinter-
grundpapier - Wirtschaftspolitik und Entwicklungszusammenarbeit“
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Box 2: Horizontale und Vertikale Industriepolitik

Horizontale Industriepolitik versucht durch ordnungs-
politische Maßnahmen, die Industrie (oder Wirtschaft) 
als Ganzes zu stützen. Man versucht so zu vermeiden, 
dass der Staat sich als besserer Unternehmer versteht, 
der weiß welche Sektoren oder Unternehmen inter-
national wettbewerbsfähig sein werden („picking win-
ners“). Vertikale Industriepolitik hat das Ziel selektiv 
vorzugehen und nur bestimmte Sektoren oder Unter-
nehmen zu stärken. Dies gilt bspw. dem Aufbau von 
Sektoren oder Unternehmen von denen man ausgeht, 
dass sie zwar derzeit nicht wettbewerbsfähig sind aber 
Potential in der Zukunft haben („infant industries“), 
wie die staatliche Förderung von Batteriezellen und 
elektrischen Autos in Deutschland.  

Die orthodoxe Schule findet sich stärker in der hori-
zontalen Industriepolitik wieder, während die hetero-
doxe Schule eher eine vertikale Industriepolitik befür-
wortet. Meist wird letzteres auch gemeint, wenn von 
Industriepolitik gesprochen wird. Auch gibt es unter-
schiedliche Auffassungen, ob horizontale Industriepo-
litik überhaupt als Industriepolitik zu verstehen ist. 

Bei der Entwicklung und Umsetzung aller Maßnahmen ist 
wichtig, dass Privatwirtschaft, Staat, Zivilgesellschaft und 
Arbeitnehmer*innenvertretungen in einen Dialog eintreten. 
Dies soll u.a. dem Staat helfen, die Herausforderungen von 
Unternehmen besser zu verstehen, um Lösungsmöglichkei-
ten zu entwickeln. Jedoch ist zu beachten, dass Industriepo-
litik durch die Interessen von Einzelnen beeinflussbar ist 
(political/regulatory capture). Daher ist hier auf  eine breite 
Beteiligung zu achten und sind die Interessen sowie unter-
schiedlichen Einflussmöglichkeiten der beteiligten Gruppen 
kritisch zu hinterfragen (political economy Analysen). Ein 
regelmäßiges Kontrollieren und Auswerten von industriepo-
litischen Strategien ist ebenfalls nötig, um schnell auf  Fehl-
entwicklungen reagieren und fortlaufend lernen zu können. 
Ein gut gestalteter Prozess zur Entwicklung und Kontrolle 
von industriepolitischen Maßnahmen ist daher essentiell. 

Auch auf  die Gleichberechtigung der Geschlechter sollte 
geachtet werden. Industriepolitische Maßnahmen sind sel-
ten geschlechterneutral, da Frauen oft traditionell in anderen 
Sektoren arbeiten als Männer. Somit kann die Stützung be-
stimmter Sektoren unterschiedliche Auswirkungen auf  Frau-
en und Männer haben. Auch hierfür ist ein inklusiver Dialog 
sowie das kritische Hinterfragen von Einflussmöglichkeiten 
verschiedener Gruppen hilfreich.

in Time“-Produktion in weit entlegenen Ländern) auch 
wenn dies bedeutet, bei unvorhergesehenen Ereignissen 
(Black-Swan-Risiken) nicht liefern zu können. In solchen 
Fällen können das gesellschaftliche und das unternehmeri-
sche Optimum divergieren, was durch Struktur- und Indust-
riepolitik wieder zusammengebracht werden kann. Natürlich 
können Ereignisse wie die Pandemie auch bei Unternehmen 
Kosten-Nutzen Überlegungen verändern und zu einer Stär-
kung der Resilienz von Lieferketten führen, was auch struk-
turpolitisch begleitet werden kann.

Aus diesen Gründen müssen sich die meisten Staaten der 
Welt in den nächsten Jahren die Frage stellen, wie sie ihr 
Wirtschaftssystem aufstellen wollen, um sich von der Pan-
demie zu erholen und langfristig ein krisenresilientes und 
grünes Wirtschaftssystem zu etablieren. Schon vor der Pan-
demie erlebte die Industriepolitik eine Renaissance. Laut 
UNCTAD haben zwischen 2008 und 2017 mindestens 101 
Volkswirtschaften formale Industriestrategien verfasst.3 In 
der Agenda 2030 ist das Thema vor allem in SDG 8 (Men-
schenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachstum), SDG 9 (In-
dustrie, Innovation und Infrastruktur) und SDG 13 (Maß-
nahmen zum Klimaschutz) verankert.

3. Wesentliche Politikinstrumente
Struktur- und Industriepolitik deckt – wie in Abbildung 1 
ersichtlich – verschiedene Themen und Ansätze ab. Dabei 
schaffen Struktur- und Industriepolitiken nicht notwendi-
gerweise immer neue Instrumente, sondern verzahnen be-
stehende wirtschaftspolitische Instrumente zu einer ganz-
heitlichen Strategie, um Synergien zu fördern. Hierbei kann 
der Fokus auf  dem produzierenden Gewerbe (der Industrie) 
liegen oder auch andere Sektoren wie Landwirtschaft und 
Dienstleistungen umfassen (siehe Box 1).

Prinzipiell können alle in Abbildung 1 genannten Instru-
mente Teil einer Industriepolitik sein. Verfechter einer ho-
rizontalen Industriepolitik bzw eines orthodoxen Ansatzes 
(siehe Box 2) würden sich eher auf  ordnungspolitische Maß-
nahmen beschränken, die weiter links in Abbildung 1 gelistet 
sind, sowie Maßnahmen, die zum Ausgleich von Marktver-
sagen nötig sind. Verfechter einer vertikalen Industriepolitik 
bzw eines heterodoxen Ansatzes würden eher Instrumente 
befürworten, die bestimmte Sektoren, Branchen, Wertschöp-
fungsketten, Cluster oder Unternehmen fördern. Maßnah-
men sind etwa Subventionen für erneuerbare Energien oder 
der Aufbau von staatlichen Unternehmen. 

3	 UNCTAD 2018, World Investment Report 
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Abbildung 1: Mögliche Struktur- und Industriepolitische 
Maßnahmen4 

4. Relevante EZ-Instrumente zur 
Förderung des Politikbereichs
Wie oben erwähnt, ist ein gut gestalteter Prozess zur Ent-
wicklung, Umsetzung und Kontrolle von industriepolitischen 
Maßnahmen essenziell. In vielen Partnerländern der deut-
schen EZ sind die institutionellen Voraussetzungen für ein 
solches Vorgehen aber nicht gegeben. Dies zu begleiten, ins-
besondere durch Politik- und Organisationsberatung, kann 
Aufgabe der deutschen EZ sein. So hat die GIZ gemeinsam 
mit der Organisation der Vereinten Nationen für industrielle 
Entwicklung (UNIDO) einen Instrumentenkasten (EQuIP 
- „Enhancing the Quality of  Industrial Policies“) entwickelt, 
um zur Verbesserung der Industriepolitiken in ihren Partner-
ländern beizutragen. 

EQuIP zielt auf  den Aufbau institutioneller Kapazitäten ab. 
So werden z.B. Beamte befähigt, Industriestrategien zu ent-
wickeln, die auf  einer kritischen Prüfung empirischer Bele-
ge beruhen und in einem partizipativen Prozess entwickelt 
wurden. Der Instrumentenkasten ist auf  der EQuIP-Websei-
te frei zugänglich.

4	 Neuerburg, P und Timm, C, 2021 „Hintergrundpapier - Wirtschaftspoli-
tik und Entwicklungszusammenarbeit“.

Darüber hinaus existiert eine Reihe weiterer Ansätze, die 
den in Abbildung 1 dargelegten Maßnahmen zuzuordnen 
sind. Hierzu zählen der Cluster Development Guide sowie 
die unter der GIZ-eigenen „Sustainable Industrial Areas 
Toolbox“ (SIA Toolbox) gelisteten Ansätze, insbesonde-
re das mit UNIDO und Weltbank entwickelte International 
Framework for Eco-Industrial Parks.

http://www.equip-project.org/
http://www.equip-project.org/
https://publikationen.giz.de/qlink/ID=247803000
mailto:https://www.sia-toolbox.net/
https://openknowledge.worldbank.org/handle/10986/35110
https://openknowledge.worldbank.org/handle/10986/35110
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6. Kooperationen mit deutschen und 
internationalen Institutionen
Im UN-System ist die UNIDO für den Bereich Industria-
lisierung als Teil des SDG 9 verantwortlich. Das BMZ för-
dert dies unter anderem durch eine enge Zusammenarbeit 
zwischen der deutschen bilateralen EZ und UNIDO bei der 
Entwicklung nachhaltiger Industrieparks und nachhaltiger 
Industriepolitiken. Zur Entwicklung nachhaltiger Industrie-
parks gibt es auch eine enge Kooperation mit der Weltbank 
(siehe bspw. dieses gemeinsame Webinar von GIZ, UNIDO 
und Weltbank). 

Wissenschaftlich gibt es Kooperationen mit dem German 
Institute of  Development and Sustainability (IDOS), das in 
diesem Bereich forscht, so z.B. zu Green Industrial Policy.

5. Relevante EZ-Projekte
Die dt. EZ unterstützt Länder bei dem Entwurf, dem 
Monitoring und der Evaluierung von Industriestrategi-
en. So wurde in der Ukraine eine neue Industriestrate-
gie auf  Grundlage von EQuIP entworfen. Auch wur-
den sechs Westbalkanländer unterstützt, im Rahmen ihres 
EU-Beitrittsprozesses die Anforderungen an ihre Indust-
riepolitik zu erfüllen, insbesondere durch den Aufbau ef-
fektiver Monitoring- und Evaluierungssysteme (Factsheet). 
Auch im südlichen Afrika unterstützt die deutsche EZ die 
industriepolitischen Kapazitäten ihrer Partner. 

In Namibia wurde die Regierung bei der Gestaltung und 
Umsetzung der dortigen Industriepolitik unterstützt. Eine 
Projektevaluierung hat ergeben, dass „die fachliche Beratung 
des Vorhabens im Bereich der Politik- und Strategieformu-
lierung einen Beitrag [leistet] zur Schaffung der politischen 
Voraussetzungen für ein qualitatives und quantitatives Wirt-
schaftswachstum und eine Verbesserung des Geschäfts- und 
Investitionsklimas.“

Des Weiteren unterstützen viele Vorhaben auch spezifische 
industriepolitische Maßnahmen wie den Aufbau von nach-
haltigen Industriestandorten und Clustern. So unterstützt 
die GIZ in Ägypten die Verbesserung des wirtschaftlichen 
Umfelds für Investoren und die Nachhaltigkeit in Indust-
rieparks. In sieben ausgewählten Industriezonen landesweit 
konnten seit 2015 über 2.600 Unternehmen erreicht werden. 
Für weitere Informationen zu Vorhaben und Ansätzen aus 
diesem Bereich, siehe die o.g. SIA Toolbox.

mailto:birgit.seibel@giz.de
mailto:christian.seitlinger@giz.de
mailto:corinna.braun-munzinger@giz.de
mailto:rainer.engels@giz.de
mailto:steffen.felix@giz.de
https://www.greengrowthknowledge.org/webinar/ggkpwebinar-designing-high-performing-eco-industrial-parks
https://www.die-gdi.de/buchveroeffentlichungen/article/green-industrial-policy-concept-policies-country-experiences/
http://www.equip-project.org/wp-content/uploads/2020/07/EQuIP-Factsheet-Western-Balkans.pdf
https://www.giz.de/de/weltweit/15987.html
https://mia.giz.de/qlink/ID=243507000
https://www.greenindustryplatform.org/blog/giz-egypt-unleashing-potential-sustainable-industrial-areas
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